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Antrag 

der Abgeordneten Gila Altmann (Aurich), Albert Schmidt (Hitzhofen), Kristin Heyne, 
Dr. Manuel Kiper, Helmut Wilhelm (Amberg), Franziska Eichstädt-Bohlig, Irmingard 
Schewe-Gerigk, Angelika Beer, Ulrike Höfken, Dr. Jürgen Rochlitz, Egbert Nitsch 
(Rendsburg) und der Fraktion BÜNDNiS 90/DIE GRÜNEN 


Transrapid-Projekt beenden - Tempo für die Bahn 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die Entscheidung zum Bau des Transrapid durch das Magnet- 
schwebebahnbedarfsgesetz (MsbG) und das Allgemeine Ma- 
gnetschwebebahngesetz (AMbG) ist auf unzureichender 
Grundlage gefaßt worden. Wichtige und für eine verantwor- 
tungsvolle Entscheidung unerläßliche Daten lagen nicht vor. 

2. Die aus der dem Bundesminister für Verkehr vorliegenden 
Wirtschaftlichkeitsrechnung für den Transrapid an die Öffent- 
lichkeit gedrungenen Daten und Eckwerte belegen, daß ein 
wirtschaftlicher Betrieb des Transrapid ausgeschlossen ist. Die 
dem Deutschen Bundestag vorliegenden Informationen zei- 
gen, daß ein schienengebundener Verkehr zwischen Hamburg 
und Berlin auf jeden Fall wirtschaftlicher ist als der Transrapid. 
Die dazugehörige Untersuchung des Baus einer ICE -Verbin- 
dung Hamburg-Berlin unter Verzicht auf den Transrapid wur- 
de bis heute nicht angestellt. 

3. Die Projektpartner in Industrie und Verkehrs Wirtschaft beur- 
teilen das Transrapid-Projekt zunehmend negativ. Nach dem 
Ausstieg der Deutschen Lufthansa und des Baukonzerns 
Dyckerhoff & Widmann (Dywidag) aus dem Transrapid-Kon- 
sortium konnten keine neuen Partner gefunden werden. Das 
Betriebsrisiko der noch nicht gegründeten privaten Betreiber- 
gesellschaft wird in weiten Teilen vom Bund getragen. Hierfür 
verbindlich Partner aus der Industrie zu finden, ist bislang nicht 
gelungen. Dies beinhaltet die Gefahr von unkontrollierbaren 
Subventionsverpflichtungen für die Zukunft. 

4. Vor diesem Hintergrund gerät jede weitere Unterstützung des 
Transrapid-Projektes zu einem finanziellen Abenteuer, das vor 
dem Hintergrund der Finanzlage des Bundes nicht zu verant- 
worten ist. 
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Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung auf: 

1. eine Gesetzesinitiative mit dem Ziel einzuleiten, das Magnet- 
schwebebahnbedarfsgesetz und das Allgemeine Magnet- 
schwebebahngesetz aufzuheben; 

2. die im Haushalt 1997 vorgesehenen Mittel für den Transrapid 
zu sperren und alle Vorbereitungsmaßnahmen für den Bau ei- 
ner Magnetschwebebahnverbindung zwischen Hamburg und 
Berlin einzustellen; 

3. die mittelfristige Finanzplanung des Bundes so zu ändern, daß 
die für den Bau des Transrapid vorgesehenen Mittel für den 
Ausbau der Schieneninfrastruktur zur Verfügung gestellt wer- 
den; 

4. umgehend Planungen für eine Hochgeschwindigkeits-Schie- 
nenverbindung Hamburg-Berlin vorzunehmen. Dafür sind ver- 
gleichende Wirtschaftlichkeitsberechnungen vorzulegen, auf 
deren Grundlage der Ausbau einer der beiden folgenden 
Strecken zur ICE -tauglichen Strecke beschlossen werden soll: 

a) bestehende Strecke Hamburg-Büchen-Berlin, bisher VDE 
Nr. 2, 

b) Ausbaustrecke Uelzen-Salzwedel-Stendal, bisher VDE 
Nr. 3. 

Für beide Strecken ist unter Berücksichtigung der Wirtschaft- 
lichkeitsberechnung der optimierte Ausbauzustand neu fest- 
zulegen (ggf. Tempo 200 auf der Strecke über Büchen durch 
Beseitigung der Bahnübergänge); 

5. im Rahmen einer Sofortmaßnahme ist durch eine befristete 
Ausnahmegenehmigung unter Berücksichtigung aller Sicher- 
heitserfordernisse die derzeit auf der Strecke Hamburg- 
Büchen-Wittenberge-Berlin zulässige Höchstgeschwindigkeit 
von 160 auf 200 km/h zu erhöhen und mittels moderner Züge 
die Fahrzeit auf 100 Minuten zu reduzieren; 

6. über die Investitionsentscheidungen für den Fernverkehr hin- 
aus ist auch die Schieneninfrastruktur für den Regionalverkehr 
im Gesamtraum zwischen Hamburg und Berlin attraktiv aus- 
zubauen, so daß sich ein maximaler regionaler Nutzen ergibt. 

Bonn, den 27. Januar 1997 

Gita Altmann (Aurich) 

Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Kristin Heyne 
Dr. Manuel Kiper 
Helmut Wilhelm (Amberg) 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Irmingard Schewe-Gerigk 
Angelika Beer 
Ulrike Höfken 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Egbert Nitsch (Rendsburg) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 

Die dem Bundesministerium für Verkehr vorliegende und in der 
Öffentlichkeit bekanntgewordene Studie von Intraplan Consult 
zur Transrapid- Strecke zwischen Hamburg und Berlin hat erge- 
ben, daß diese nicht wirtschaftlich betrieben werden kann. Die Ko- 
stensteigerungen beim Transrapid und die geringeren Fahrgast- 
zahlen bestätigen die Unwirtschaftlichkeit des Projektes. Die neue 
Fahrpreiskalkulation von bis zu 0,60 DM pro Kilometer (bisher 0,28 
DM) macht den Transrapid unhaltbar. 

Sowohl der Bundesminister für Verkehr, Matthias Wissmann, wie 
auch das führende Unternehmen des Transrapid-Konsortiums, die 
Thyssen Industrie AG, schließen den Verzicht auf das Projekt nicht 
mehr aus, weil die Wirtschaftlichkeit nicht gegeben ist. Die Suche 
nach neuen Investoren für den Transrapid zeigt, daß die deutsche 
Industrie nicht bereit ist, angesichts unwägbarer Ertragschancen 
in größerem Umfang in den Transrapid zu investieren. Der Kon- 
sortialführer drängt mittlerweile unverhohlen auf die Bereitstel- 
lung weiterer Mittel für den Transrapid. 

Es besteht somit die Gefahr, daß durch den Transrapid ein lang- 
fristiger Subventionsbedarf dem Bundeshaushalt über die be- 
schlossenen 5,6 Mrd. DM für den Fahrweg hinaus entsteht. Dies 
ist angesichts der allgemeinen Haushaltslage und angesichts der 
nicht gegebenen Wirtschaftlichkeit des Transrapid unverantwort- 
lich. 

Unbestritten ist, daß eine leistungsfähige Verkehrsachse zwischen 
Hamburg und Berlin erforderlich ist. Es ist bezeichnend, daß die 
Bundesregierung vor ihrer Entscheidung für den Transrapid kei- 
nen Vergleich mit dem alternativen Ausbau einer möglichen ICE- 
Trasse durchgeführt hat. Dabei wäre nämlich schnell deutlich ge- 
worden, daß eine Transrapid- Verbindung mit sehr großem Abstand 
die teuerste Lösung ist. 

Bei einer Linienführung von Hamburg über Uelzen-Stendal nach 
Berlin ist hinsichtlich der Investitionskosten praktisch nur der 
106 km lange Abschnitt Uelzen- Stendal zu berücksichtigen, denn 
von Hamburg bis Uelzen (84 km) kann die bestehende ICE-Trasse 
Hamburg-Hannover genutzt werden. Zwischen Stendal und Ber- 
lin (105 km) können die Züge die in Bau befindliche Hochge- 
schwindigkeitsstrecke Hannover-Berlin befahren und so zu einer 
besseren Auslastung dieser gering befahrenen Neubaustrecke bei- 
tragen. Unter diesen Voraussetzungen würde eine ICE-Trasse über 
Uelzen und Stendal weniger als 1 Mrd. DM kosten, ICE-Züge der 
3. Generation könnten auf dieser Trasse in unter 85 Minuten vom 
Hamburger Hauptbahnhof bis zum Lehrter Bahnhof in Berlin fah- 
ren. 

Die bereits bestehende Alternativstrecke Hamburg-Büchen-Ber- 
lin wäre durch Verbesserung der Sicherheitstechnik und Beseiti- 
gung der niveaugleichen Bahnübergänge (Gesamtkosten rd. 
900 Mio. DM) für den Einsatz von ICE der 3. Generation zu er- 
tüchtigen. Hierdurch kann die Fahrzeit von heute 160 auf 100 Mi- 
nuten reduziert werden. 
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Der Ausbau des schienengebundenen Verkehrs als Alternative 
zum Transrapid kommt direkt der Region zugute. Der Verzicht auf 
den Transrapid bietet zudem die Chance, nicht nur die Verkehrs- 
infrastruktur der neuen Bundesländer zu modernisieren, sondern 
auch die Konkurrenzfähigkeit der neuen ICE -Generation im in- 
ternationalen Vergleich gegen den französischen TGV, den japa- 
nischen Shinkansen und v^eitere ausländische Hochgeschv^indig- 
keitssysteme zu stärken. 
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